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Informationsblatt 
zu § 14 Abs. 3 TrinkwV („Legionellen-Prüfung“) 

 
Am 1. November 2011 ist die geänderte Trinkwasserverordnung (TrinkwV) in Kraft 
getreten. Zweck der Verordnung ist es, die menschliche Gesundheit vor den 
nachteiligen Einflüssen, die sich aus der Verunreinigung von Wasser ergeben, das 
für den menschlichen Gebrauch bestimmt ist, durch Gewährleistung seiner 
Genusstauglichkeit und Reinheit zu schützen. 
 
Aus der Trinkwasserverordnung ergeben sich verschiedene Pflichten, die u.a. auch 
die Kirchengemeinden oder andere kirchliche Stellen als Gebäudeeigentümer, 
Vermieter etc. treffen können. Es bestehen beispielsweise:   

- Anzeigepflichten (§ 13 TrinkwV) 
- Untersuchungspflichten (§ 14 TrinkwV) 
- Besondere Anzeige- und Handlungspflichten (§ 16 TrinkwV) 
- Informationspflichten (§ 21 TrinkwV) 
- Pflichten zur Schaffung geeigneter Sicherungseinrichtungen (§ 17 TrinkwV). 

 
Vor allem in Kindergärten und anderen Einrichtungen, in denen Trinkwasser 
öffentlich abgegeben wird, ist auf die Einhaltung der Trinkwasserverordnung 
besonderes Augenmerk zu richten.  
Bei Nichtbeachtung der genannten Pflichten droht ein Bußgeld von bis zu 25.000 €. 
Werden durch die Nichtbeachtung Krankheitserreger im Sinne des 
Infektionsschutzgesetzes verbreitet, kann dies sogar strafrechtlich verfolgt werden (§ 
24 Abs. 1 TrinkwV).  
 
 
1. Die Untersuchungspflicht nach § 14 Abs. 3 TrinkwV („Legionellen-Prüfung“) 
 
Von der Untersuchungspflicht auf Legionellen betroffen sind Unternehmer oder 
sonstige Inhaber einer Trinkwasser-Installation, 
 in der Trinkwasser im Rahmen einer öffentlichen oder gewerblichen Tätigkeit 

abgegeben wird (z.B. in Kindergärten oder bei Vermietung von Wohnungen) 
und 

 die eine Großanlage zur Trinkwassererwärmung enthält und 
 die Duschen oder andere Einrichtungen enthält, in denen es zu einer 

Vernebelung des Trinkwassers kommt (§ 14 Abs. 3 Satz 2, also nicht 
Handwaschbecken und Toiletten). 

 
a. Großanlagen 
 
Großanlagen im Sinne der Trinkwasserverordnung sind 
Warmwasserverteilungsanlagen mit Trinkwassererwärmern mit einem Inhalt von 
mehr als 400 l und/oder mehr als 3 l in jeder Rohrleitung zwischen dem 
Trinkwassererwärmer und der Entnahmestelle. Grundsätzlich nicht anzuzeigen sind 
sogenannte Kleinanlagen. Hierzu zählen alle Anlagen mit Speicher-
Trinkwassererwärmern oder zentralen Durchfluss-Trinkwassererwärmern in Ein- und 
Zweifamilienhäusern (unabhängig vom Inhalt des Trinkwassererwärmers und dem 
Inhalt der Rohrleitung) sowie Anlagen mit Trinkwassererwärmern mit einem Inhalt 



2 
 

von höchstens 400 l und einem Inhalt von höchstens 3 l in jeder Rohrleitung 
zwischen dem Trinkwassererwärmer und der Entnahmestelle. Dabei wird die 
eventuelle Zirkulationsleitung nicht berücksichtigt.  
Aufgrund der technischen Voraussetzungen unterliegen Trinkwasser-Installationen, 
bei denen keine zentrale Trinkwassererwärmungsanlage oder Speicher für warmes 
Trinkwasser vorhanden sind, nicht der Untersuchungspflicht. Das trifft sowohl auf 
Trinkwasser-Installationen ohne Warmwasserversorgung wie auch auf Anlagen mit 
ausschließlicher Verwendung von Duchlauferhitzern zu.  
 
b. Öffentliche Tätigkeit  

 
Öffentliche Tätigkeit ist die Trinkwasserbereitstellung für einen unbestimmten, 
wechselnden und nicht durch persönliche Beziehungen verbundenen Personenkreis. 
Gemeint sind Einrichtungen, die – ohne im Vordergrund stehende 
Gewinnerzielungsabsicht – der Allgemeinheit vorrangig in sozialen Bereichen 
Leistungen anbieten, die von einem wechselnden Personenkreis in Anspruch 
genommen werden. Beispiele hierfür sind  Schulen, Kindergärten, Krankenhäuser 
oder Gemeindehäuser. Entscheidend ist jeweils, ob im konkreten Fall im Rahmen der 
öffentlichen Tätigkeit Trinkwasser bereitgestellt wird.  
 
Trinkwasser im Sinne der Trinkwasserverordnung ist für jeden Aggregatzustand des 
Wassers ungeachtet dessen, ob es für die Bereitstellung auf Leitungswegen, in 
Wassertransport-Fahrzeugen oder verschlossenen Behältnissen bestimmt ist, alles 
Wasser, im ursprünglichen Zustand oder nach Aufbereitung, das zum Trinken, zum 
Kochen, zur Zubereitung von Speisen und Getränken oder insbesondere zu den 
folgenden anderen häuslichen Zwecken bestimmt ist:  
 Körperpflege und -reinigung,  
 Reinigung von Gegenständen, die bestimmungsgemäß mit Lebensmitteln in 

Berührung kommen,  
 Reinigung von Gegenständen, die bestimmungsgemäß nicht nur 

vorübergehend mit dem Menschlichen Körper in Kontakt kommen.  
 
c. Gewerbliche Tätigkeit 
 
Gewerbliche Tätigkeit im Sinne der Trinkwasserverordnung ist die unmittelbare oder 
mittelbare, zielgerichtete Trinkwasserbereitstellung im Rahmen einer selbständigen, 
regelmäßigen und in Gewinnerzielungsabsicht ausgeübten Tätigkeit.  
Von einer gewerblichen Tätigkeit ist immer dann auszugehen, wenn das 
Zurverfügungstellen von Trinkwasser unmittelbar (etwa zum Trinken oder Waschen) 
oder mittelbar (etwa durch die Zubereitung von Speisen mit Trinkwasser) aus einer 
Tätigkeit resultiert, für die ein Entgelt geleistet wird. Das Zurverfügungstellen des 
Trinkwassers muss dabei zumindest ein Nebenzweck der Tätigkeit sein, das heißt, 
regelmäßig zur Ausübung der Tätigkeit gehören und auch erwarteter, mitbezahlter 
Bestandteil der Tätigkeit sein. Beispiele sind Dienstleistungen von Hotels, 
Gaststätten oder Tagungshäusern sowie die Vermietung von Wohnraum (der Begriff 
„gewerbliche Tätigkeit“ wird hier anders als im Steuer- oder Gewerberecht 
verwendet). Das bloße Vorhandensein einer Toilettenanlage mit Waschbecken reicht 
nicht aus. 
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2. Konsequenzen 
 
 Untersuchungspflicht (§ 14 Abs. 3 TrinkwV) 
Kirche Nein, da keine Dusche o.ä. zur Vernebelung von 

Trinkwasser vorhanden ist.  
Pfarrhaus (Amtsräume) Nein, wenn keine Dusche o.ä. zur Vernebelung 

von Trinkwasser vorhanden ist.  
Gemeindehaus  Nein, wenn keine Dusche o.ä. Vernebelung von 

Trinkwasser vorhanden ist.  
Kindergarten Ja, sofern es sich um eine Großanlage handelt 

und Duschen vorhanden sind.  
 
 
3. Umfang der Untersuchungspflicht 
 
Die Betroffenen haben sicherzustellen, dass nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik geeignete Probeentnahmestellen an den 
Wasserversorgungsanlagen vorhanden sind und die Proben nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik entnommen werden.  
 
Die Untersuchungen müssen mindestens einmal jährlich durch eine 
Untersuchungsstelle durgeführt werden, die in einer aktuell bekannt gemachten 
Landesliste gelistet ist (§ 14 Abs. 6 TrinkwV). Die aktuelle Liste finden Sie im Internet 
beispielsweise auf den Seiten der Gesundheitsämter oder auf der Seite des 
Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz Baden-Württemberg 
(www.mlr.baden-wuerttemberg.de) unter dem Thema „Lebensmittel und 
Ernährung“/“Trinkwasserüberwachung“.  
 
Der Untersuchungspflicht muss der Unternehmer und sonstige Inhaber einer 
Trinkwasserinstallation selbständig nachkommen, ohne dass es einer Aufforderung 
durch das Gesundheitsamt bedarf. Das Gesundheitsamt kann Untersuchungen aber 
auch  anordnen (§ 14 Abs. 5 TrinkwV).  
Eine Kopie der Ergebnisse muss dem Gesundheitsamt innerhalb von zwei Wochen 
nach Abschluss der Untersuchung übersandt und das Original mindestens zehn 
Jahre lang aufbewahrt werden (§ 15 Abs. 3 TrinkwV).  
 
 
4. Hintergrund der Untersuchungspflicht  
 
Das Trinken von legionellenhaltigem Wasser ist unbedenklich. Wenn aber 
Leginoellen über kleine eingeatmete Wassertröpfchen in die Lunge gelangen, kann 
es zu einer ernsthaften Lungenentzündung kommen. Das kann beispielsweise beim 
Einatmen von Dampf unter der Dusche passieren. Laut der amtlichen Begründung 
des Bundesgesundheitsministeriums zur TrinkwV wird geschätzt, dass in 
Deutschland etwa 32.000 Erkrankungen im Jahr durch Legionellen auftreten.  
 
Um der Gefahr einer Legionellenverbreitung entgegen zu wirken, empfehlen wir 
regelmäßig – auf jeden Fall jedoch nach längerer Abwesenheit – Leitungen durch 
Öffnen der Warm- und Kaltwasserentnahmestellen zu spülen.  

 

http://www.mlr.baden-wuerttemberg.de/
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Sofern für die Probeentnahmen vermietete Wohnungen betreten  werden müssen, 
sollten die Mieter über den Termin rechtzeitig informiert werden.  
 
 
5. Geplante Änderung der Trinkwasserverordnung 
 
Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 12. Oktober 2012 beschlossen, einer  
Zweiten Verordnung zur Änderung der Trinkwasserverordnung zuzustimmen. 
Möglicherweise wird die Änderung noch dieses Jahr veröffentlicht und tritt 
rückwirkend zum 31. Oktober 2012 in Kraft.   
 
Folgende Änderungen sind beispielsweise geplant:  
 
 Die Frist für die erste Legionellenprüfung soll vom 31. Oktober 2012 auf den 

31. Dezember 2013 verlängert werden.  
 

 Der Betreiber einer Anlage zur ständigen Wasserverteilung mit einer 
Großanlage zur Trinkwassererwärmung, der im Rahmen einer ausschließlich 
gewerblichen Tätigkeit Trinkwasser abgibt (z.B. Vermieter von Wohnungen), 
muss die Wasserversorgungsanlage künftig nicht mehr jährlich, sondern alle 
drei Jahre auf Legionellen untersuchen lassen.  
 

 Die Untersuchungsergebnisse sollen dem Gesundheitsamt nicht mehr in 
jedem Fall, sondern nur noch auf Verlangen vorgelegt werden müssen.  
 

 Die Bereitstellung von Trinkwasser im Rahmen einer Vermietung wird 
ausdrücklich als ein Fall der „gewerblichen Tätigkeit“ im Sinne der Verordnung 
genannt.  
 

 Der Begriff der „Großanlage zur Trinkwassererwärmung“, der bislang über die 
anerkannten Regeln der Technik definiert wurde, soll in der Verordnung selbst 
definiert werden.  

 
 
 
 
Ulrike Herrmann 
Kirchenrechtsrätin 
Evang. Oberkirchenrat  
Referat 8.4 – Planungs- und Strukturfragen, Organisationsrecht  
 

Stand: Oktober 2012 


